
URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Vierte Kammer)

vom 15. Juli 2004

in der Rechtssache C-420/03: Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften gegen Bundesrepublik Deutsch-

land (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nichtumsetzung
— Richtlinie 2001/18/EG)

(2004/C 228/30)

(Verfahrenssprache: Deutsch)

(Vorläufige Übersetzung; die endgültige Übersetzung erscheint in der
Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes)

In der Rechtssache C-420/03, Kommission der Europäischen
Gemeinschaften (Bevollmächtigter: U. Wölker) gegen Bundes-
republik Deutschland (Bevollmächtigte: W.-D. Plessing und
M. Lumma) wegen Feststellung, dass die Bundesrepublik
Deutschland dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus der Richt-
linie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 12. März 2001 über die absichtliche Freisetzung genetisch
veränderter Organismen in die Umwelt und zur Aufhebung der
Richtlinie 90/220/EWG des Rates (ABl. L 106, S. 1) verstoßen
hat, dass sie die zur Umsetzung dieser Richtlinie erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften nicht erlassen oder der
Kommission jedenfalls nicht mitgeteilt hat, hat der Gerichtshof
(Vierte Kammer) unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten
J. N. Cunha Rodrigues sowie der Richter K. Lenaerts und
K. Schiemann (Berichterstatter) — Generalanwältin: C. Stix-
Hackl; Kanzler: R. Grass — am 15. Juli 2004 ein Urteil mit
folgendem Tenor erlassen:

1. Die Bundesrepublik Deutschland hat dadurch gegen ihre Verpflich-
tungen aus der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 12. März 2001 über die absichtliche
Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt und
zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG des Rates verstoßen,
dass sie die zur Umsetzung dieser Richtlinie erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften nicht fristgerecht erlassen hat.

2. Die Bundesrepublik Deutschland trägt die Kosten des Verfahrens.

(1) ABl. C 275 vom 15.11.2003.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Plenum)

vom 13. Juli 2004

in der Rechtssache C-27/04: Kommission der Europäischen
Gemeinschaften gegen Rat der Europäischen Union (1)

(Nichtigkeitsklage — Artikel 104 EG — Verordnung (EG)
Nr. 1467/97 — Stabilitäts- und Wachstumspakt — Über-
mäßige öffentliche Defizite — Entscheidungen des Rates
nach Artikel 104 Absätze 8 und 9 EG — Erforderliche Mehr-
heit nicht erreicht — Nicht angenommene Entscheidungen —
Klage gegen „Entscheidungen, die in den Empfehlungen der
Kommission enthaltenen förmlichen Rechtsinstrumente nicht
anzunehmen“ — Unzulässigkeit — Klage gegen „Schluss-

folgerungen des Rates“)

(2004/C 228/31)

(Verfahrenssprache: Französisch)

In der Rechtssache C-27/04, Kommission der Europäischen
Gemeinschaften (Bevollmächtigte: M. Petite, A. van Solinge und
P. Aalto) gegen Rat der Europäischen Union (Bevollmächtigte:
J.-C. Piris, T. Middleton und J. Monteiro), wegen Nichtigerklä-
rung von Rechtsakten des Rates vom 25. November 2003, und
zwar

— der Entscheidungen, in Bezug auf die Französische Republik
und die Bundesrepublik Deutschland die in Empfehlungen
der Kommission enthaltenen förmlichen Rechtsinstrumente
nicht nach Artikel 104 Absätze 8 und 9 EG anzunehmen,
und

— der in Bezug auf jeden dieser beiden Mitgliedstaaten ange-
nommenen Schlussfolgerungen mit dem Titel „Schlussfolge-
rungen des Rates zur Bewertung der Maßnahmen, die [die
Französische Republik bzw. die Bundesrepublik Deutsch-
land] auf die Empfehlungen des Rates nach Artikel 104
Absatz 7 des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft hin getroffen hat, und zur Erwägung weiterer
Maßnahmen für den Defizitabbau, um dem übermäßigen
Defizit abzuhelfen“, soweit diese Schlussfolgerungen die
Aussetzung des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit,
den Rückgriff auf ein im Vertrag nicht vorgesehenes Rechts-
instrument und die Änderung der vom Rat nach Artikel
104 Absatz 7 EG beschlossenen Empfehlungen umfassen,

hat der Gerichtshof (Plenum) unter Mitwirkung des Präsidenten
V. Skouris, der Kammerpräsidenten P. Jann, C. W. A. Timmer-
mans, A. Rosas, C. Gulmann (Berichterstatter), J.-P. Puissochet
und J. N. Cunha Rodrigues sowie des Richters R. Schintgen, der
Richterinnen F. Macken und N. Colneric, des Richters S. von
Bahr, der Richterin R. Silva de Lapuerta und des Richters
K. Lenaerts — Generalanwalt: A. Tizzano; Kanzler: M.-F. Contet,
Hauptverwaltungsrätin — am 13. Juli 2004 ein Urteil mit
folgendem Tenor erlassen:
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